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1. Rechtsgrundlagen 
 
 
§ Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 

(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert am 04. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6)  
 

§ Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauN-
VO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zu-
letzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6)  

 
§ Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 l S. 58), zuletzt 
geändert am 14. Juni 2021 (BGBl.  I S. 1802)  

 
§ Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24. November 1998 (GVBl. S. 365), zu-

letzt geändert am 07. Dezember 2022 (GVBl. S. 403)  
 
§ Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft (Landesnatur-

schutzgesetz - LNatSchG) vom 06. Oktober 2015 (GVBl. S. 283), zuletzt geändert am 26. 
Juni 2020 (GVBl. S. 287)  

 
§ Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 

vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1362, 
1436)  
 

§ Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 23. März 1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert am 28. 
September 2021 (GVBl. S. 543) 

 
§ Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Ge-

räusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundesimmissionsschutzgesetz - BIm-
SchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt 
geändert am 19. Oktober 2022 (BGBl. I S 1792)  

 
§ Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert am 04. Januar 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 6)  

 
§ Landesstraßengesetz (LStrG) vom 1. August 1977(GVBI. S. 273), zuletzt geändert am 07. 

Dezember 2022 (GVBl. S. 413)  
 
§ Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 

2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert am 04. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 5)  
 

§ Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Landeswassergesetz - LWG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S.127), zuletzt geändert am 08. April 2022 
(GVBl. S. 118) 
 

§ Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 
153), zuletzt geändert am 27. Januar 2022 (GVBl. S. 21) 

 
 
 



              Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan   
                "Ober dem Sürchen“, Stadt Mayen 

 4 
 

 

 
 
 
2. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs.1 BauGB + §§ 1-23 BauNVO) 
 
2.1   Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB + §§ 1 - 15 BauNVO) 
 
2.1.1 Baugebiete (§ 1 Abs. 3 BauNVO) 
 

SO (1 und 2) – Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO. 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird ein sonstiges Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung Garten- und Landschaftsbau gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. 
 
 

2.1.2 Zulässigkeiten und Unzulässigkeiten von Nutzungen (§ 1 Abs. 4 bis 9 BauNVO) 
 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die Errichtung eines Unternehmens aus dem 
Bereich Garten- und Landschaftsbau zulässig. Hierzu gehören neben Gebäuden und 
Überdachungen auch (befestigte) Ausstellungs- und Lagerflächen sowie Boxen mit Schütt-
gütern. 
Außerdem sind ergänzende Nutzungen wie Räume und Außenflächen zum Verkauf und 
zur Lagerung von Produkten/Artikel für den Verkauf an letzte Verbraucher zulässig (max. 
300 m²). Die Errichtung von Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter ist unzulässig. 
  
 

2.2   Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB + §§ 16 - 21a BauNVO) 
 

2.2.1 Grundflächenzahl (§§ 16 Abs. 2 BauNVO und § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO) 
 
Die Grundflächenzahl beträgt im SO1 maximal 0,8, im SO2 maximal 0,6. 
 
 

2.2.2 Zulässige Zahl an Vollgeschossen (§§ 20 Abs. 2 BauNVO und § 19 Abs. 4 Satz 3 
BauNVO) 
 
Die Zahl der max. zulässigen Vollgeschosse beträgt im SO1 und SO2 II. 
 
 

2.2.3 Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 2 BauNVO) 
 
Die Höchstgrenze der Höhe baulicher Anlagen wird wie folgt festgesetzt: 
 
Gebäudehöhe: max. 8 m. 
 
Die Gebäudehöhe wird als Oberkante der Dachkonstruktion definiert (oberer Bezugspunkt). 
 
Als unterer Maßbezugspunkt gilt die Oberkante Fertigausbau der L 98 (Straßenmitte) lot-
recht in der Mitte der straßenseitig zugewandten Gebäudefassade. 
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2.3   Bauweise/ Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB + § 22 BauNVO) 
 
Abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO. Die Gebäude sind mit seitlichem 
Grenzabstand zu errichten; die Länge der Baukörper darf max. 70 m erreichen. Die über-
baubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen bestimmt. 
 
Nebenanlagen gemäß § 14 (1) und (2) BauNVO sind auch außerhalb der überbaubaren 
Flächen zulässig.  
 
 

2.4   Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 21a BauNVO) 
 
Stellplätze und Garagen sind innerhalb und außerhalb des Baufensters zulässig. 
 
Gefangene Stellplätze sind zulässig, wenn im Bauantrag nachgewiesen wird, dass diese in 
der Praxis funktionieren, dies gilt insbesondere für Mitarbeiterparkplätze oder Stellplätze 
welche einer Gewerbeeinheit zugewiesen sind. 
 
Je Fahrzeug (PKW) müssen Stellplätze im Mindesten 5,00 m Tiefe und 2,50 m Breite auf-
weisen. Stellplätze sind mit offenporigen, versickerungsfähigen Belägen zu befestigen. Der 
Spitzenabflusswert CS darf bei maximal 0,40 und der mittlere Abflussbeiwert CM bei 0,25 
gem. DIN 1986-100:2016-12 liegen.  
 
Je Fahrzeug (PKW) müssen Garagen im Mindesten 5,50 m Tiefe und 3,00 m Breite auf-
weisen. Garagen sind mit mindestens 0,10 m dickem Substrat zu begrünen. 
 
Bei Schrägaufstellung oder Längsaufstellung der Stellplätze sind die empfohlenen Abmes-
sungen von Tabelle 22 S. 78 der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen RASt 06 zu 
übernehmen. 
 
Eigenständige Stellplatzanlagen oder Stellplatzanlagen ohne Bezug zur Nutzung der Flä-
che innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans (u. A. zur Vermietung) sind nicht 
zulässig. 
 
 

2.5  Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10   
  BauGB und Abs. 6 BauGB) 

 
Innerhalb der im Bebauungsplan gekennzeichneten Flächen ist die Errichtung jeglicher 
Hochbauten (einschließlich Nebenanlagen und Werbeanlagen) untersagt (Bauverbotszone 
gemäß § 9 Bundesfernstraßengesetz). 
Die Errichtung baulicher Anlagen wie Lager- und Stellplätze sowie Bepflanzungen ist nur in 
Abstimmung mit dem Landesbetrieb Mobilität (LBM) zulässig. 
 
 

2.6   Versorgungsanlagen und -leitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 
 

Versorgungsanlagen und -leitungen sind unterirdisch zu verlegen. 
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Telekommunikationsanlagen wie Kabelverzweiger, Multifunktionsgehäuse oder Stromsäu-
len sind hiervon ausgenommen und dürfen oberirdisch errichtet werden. 
 
 
 
 

3. Bauordnungsrechtliche Vorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. mit § 88 Abs. 1 und 6 
  LBauO) 

 
3.1   Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 und 2 LBauO) 
 

An Fassaden und Dächern von Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen sind nur Mate-
rialien und Farben mit Remissionswerten < 90 zulässig. Weiße Fassaden sind zulässig. 
 
Hinweis:  
Remissionswerte (auch Hellbezugswerte genannt) geben als Rückstrahlungswerte den 
Grad der Reflexion des einfallenden Lichtes wieder und sind aus den Farbtabellen der 
Farbhersteller zu entnehmen. 

 Solarkollektoren und Solarzellenmodule sowie Gründächer/begrünte Dächer sind grund-
sätzlich zulässig. 
 

3.1.1 Dachform  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind für Hauptgebäude Flachdächer sowie ge-
neigte Dächer zulässig. 
 

3.1.2 Dachneigung 
Die Dachneigung für Hauptgebäude beträgt im SO1 0° - 30° und im SO2 0° - 15°. 
 
Für Nebenanlagen und Garagen wird keine Dachneigung vorgegeben.  
 
 

3.1.3 Dacheindeckung und Fassadengestaltung: 
  Solarkollektoren und Solarzellenmodule sind ebenso grundsätzlich zulässig. Flachdächer 

von Haupt- und Nebenanlagen, Garagen und Carports sind extensiv zu begrünen. 
 
  
3.2   Werbeanlagen  
 

Werbeanlagen werden notwendig sein und entstehen, hierbei sind jedoch neonfarbene 
(RAL 1026, 2005, 2007, 3024, 3026 sowie ähnliche grelle Farben) und blinkende Werbean-
lagen (Lichtwechsel) nicht gewünscht und werden als nicht zulässig festgesetzt.  
 
Werbeanlagen -auch freistehend- dürfen zudem die Oberkante des nächsten angrenzen-
den Gebäudes nicht übersteigen, Fremdwerbung ist ebenfalls nicht zulässig. 
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4. Naturschutzfachliche Festsetzungen  
 
4.1   Ausgleichsmaßnahmen  

 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
gemäß §9 Abs.1 Nr.20, 25 a und 25 b BauGB: 
Pflanzgebote innerhalb der Bauflächen 
§ 9 (1) Nr.25 a BauGB 
 
Die nicht überbauten und/oder befestigten Grundstücksflächen müssen gärtnerisch ange-
legt werden. 
 
Je angefangene 200 m² unbebauter Grundstücksfläche ist mind. 1 hochstämmiger Laub-
baum der Liste I oder ein hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen und dauerhaft zu unterhal-
ten. Erhaltener Bestand wird angerechnet. Die Wurzelbereiche der Bäume sind in einem 
Umfeld von 2 x 2 m von jeglicher Versiegelung freizuhalten. Die Mindestpflanzgröße soll 3 
x v., o.B., STU 10 - 12 betragen. 
 
Die Bäume sollen in den ersten 5 Jahren fachgerecht verankert bleiben. 
 
Auf mind. 30 % der zu begrünenden Grundstücksfreiflächen sind Sträucher bzw. Kleinge-
hölze anzupflanzen.  
 
Mindestpflanzgröße: 2 x v., o.B., 40 - 100 
Aus ökologischen Gründen werden heimische und standortgerechte Pflanzen der Artenliste 
II empfohlen. 
 
 
AM1 - Ausgleichsmaßnahme 
Grünlandextensivierung 
§ 9 (1) Nr. 20 BauGB 
 
Das Flurstück 113/15, Flur 3, Gemarkung Mayen, Flächengröße 2554 qm, wird aktuell als 
mehrschüriges Grünland intensiv genutzt.  
 
Zur Erhöhung der Artenvielfalt wird das Verfahren der Mähgut-Aufbringung angewendet.  
Geeignete Spenderflächen werden in Absprache/Zusammenarbeit mit der Naturschutzbe-
hörde ermittelt. Sie werden Ende Mai bis Ende Juni gemäht, anschließend wird das Mähgut 
in frischem Zustand zur Empfängerfläche transportiert; günstig ist dabei ein feuchter Zu-
stand der Samen- und Fruchtstände, bedingt durch nächtlichen Tau oder durch Regen des 
Vortages. 
Zur Vorbereitung des Saatbetts wird die Wiese unmittelbar vorher gemäht und ein bis we-
nige Male gefräst, anschließend in ca. 3-5 cm mit dem Mähgut der Spenderfläche belegt.  
Nach der Übertragung bei sich schließendem Krautbestand ist ein Pflegeschnitt mit einer 
Schnitthöhe von 6-10 cm und sofortigem Abtransport des Mähgutes notwendig.  
In den Folgejahren wird die Fläche ein oder zwei Mal gemäht.  
Eine nur einmalige Mahd darf nicht nach Mitte Juli erfolgen. Eine Beweidung ist nicht zu-
lässig.  
 
Die Versickerung von Oberflächenwasser ist zulässig. 
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AM2 - Ausgleichsmaßnahme 
Baumpflanzung 
§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB 
 
Gemäß Planeintrag sind wegebegleitend 10 Bäume heimischer Art aus der Pflanzenliste im 
Anhang, STU 16 cm, zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Der Pflanzabstand soll bei 
ca. 10 m liegen. Die Wurzelbereiche der Bäume sind in einem Umfeld von 2 x 2 m von jeg-
licher Versiegelung freizuhalten.  
Die Bäume sollen in den ersten 5 Jahren fachgerecht verankert bleiben.  
 
Ziele und Wirkungen  
Landschaftsbild: Kompensation von Sichtexposition nach Westen 
Flora und Fauna:  Biotopaufwertung und Entwicklung von Refugien  
Boden: Auflockerung und Durchwurzelung des Bodens, Erhöhung der Bodenlebewelt 
Wasserhaushalt: Speicher- und Filterwirkungen für Infiltrationswässer werden verbessert 
Klima: Kohlenstoffbindung, Beschattung, Windschutz (Schutz vor Bodenerosion) 
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5. Hinweise 
 
 Denkmalschutz 

Im Planungsbereich können Funde auftreten, die zu erhalten beziehungsweise vor einer 
Zerstörung umfassend fachgerecht zu untersuchen sind. 
Es wird empfohlen im Vorfeld detaillierter Planungen und konkreter Bauvorhaben Kontakt 
mit der Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Koblenz aufzunehmen. Die Direktion ist 
unter landesarchäologie-koblenz@gdke.rlp.de oder 0261-66753000 zu erreichen.  
 
Weiterhin wird auf die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht (§ 16-21 DSchG RLP) 
hingewiesen. 
Ungenehmigte sowie unangemeldete Erd- und Bauarbeiten im Bereich von archäologi-
schen Fundstellen sind nach § 33 Abs. 1 Nr. 13 DSchG RLP ordnungswidrig und können 
mit einer Geldbuße von bis zu 125.000 € geahndet werden (§ 33, Abs. 2 DSchG RLP). 

 
 
 Gründungsarbeiten 

Im Geltungsbereich ist aufgrund der durchgeführten Geländeauffüllung mit unterschiedli-
chen Bodenverhältnissen zu rechnen. Der Umfang der erforderlichen Gründungsarbeiten 
sollte vom Bauherrn durch ein Bodengutachten unter Beachtung der DIN 1054, DIN 1997-1 
und 2 sowie der DIN 4020 festgelegt werden. 
 
 
Maßnahmen zum Bodenschutz 
Der Oberboden sowie der kulturfähige Unterboden sollten entsprechend DIN 18915 gesi-
chert werden. Die Überdeckung des Bodens mit sterilem Erdreich ist nicht gewünscht. 
Gemäß DIN 18300 sollte anfallender Oberboden getrennt von anderen Bodenarten gela-
gert und vor Verdichtung geschützt werden, um eine Schädigung weitgehend zu vermei-
den. 
Vor Beginn der Baumaßnahmen sind Bereiche für Materialhaltung und Oberbo-
denzwischenlagerung zur Minimierung der Flächenbeeinträchtigung zu definieren und ab-
zugrenzen. 
Nach Beendigung der Baumaßnahme werden verdichtete Böden, soweit es sich um Vege-
tationsflächen handelt, wieder aufgelockert. 
 
 
Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln 
Der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln sollte weitestgehend vermieden wer-
den. 
 
 
Sammlung von Niederschlagswasser 
Zur Sammlung des bei der Dachflächenentwässerung anfallenden, nicht schädlich verun-
reinigten Niederschlagswassers sollten Zisternen angelegt werden.  
Das Wasser kann ohne großen technischen Aufwand z. B. für Bewässerungszwecke oder 
zur Reinigung der Hofflächen genutzt werden. 

 
 

Vermeidung von Lichtverschmutzung 
Für den Insekten- und Fledermausschutz besonders wichtig ist die (Nicht-) Beleuchtung an 
Siedlungsrändern.  
 

mailto:ologie-koblenz@gdke.rlp.de
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Das Beleuchtungsniveau sollte im Plangebiet auf das gestalterisch und funktional notwen-
dige Maß begrenzt werden, um neben unnötigen Lichtemissionen („Lichtverschmutzung“) 
auch Kosten und Klimabelastungen zu reduzieren. 
Es sollten daher Leuchtmittel eingesetzt werden, bei denen der Ultraviolett- und Blauanteil 
im Lichtspektrum möglichst gering ist. Derzeit werden in der Stadtbeleuchtung vor allem 
Natriumdampfhochdrucklampen (NAV) sowie LED-Lampen diesen Anforderungen am bes-
ten gerecht. 
Aus Klima- und Naturschutzsicht sollten prinzipiell Leuchtstellen gewählt werden, die durch 
Ausrichtung, Abschirmung und Reflektoren den größtmöglichen Anteil des Lichtstroms auf 
die zu beleuchtende Fläche (Fahrbahn, Gehweg etc.) fokussieren und nicht in die Umwelt 
emittieren. 
Der Leuchtenbetriebswirkungsgrad im oberen Halbraum (also die Abstrahlung nach oben) 
sollte daher so gering wie möglich sein (< 0,04). Auch die Lichtpunkthöhe sollte möglichst 
niedrig gewählt werden, denn auch eine größere Zahl niedrig angebrachter Leuchten mit 
energieschwächeren Lampen ist tendenziell besser als wenige lichtstarke Lampen auf ho-
hen 
Masten, wenn entsprechend lichtschwächere und effiziente Leuchtmittel verfügbar sind. 
Die Beleuchtung des Betriebsgeländes sollte zum Schutz von in der Dunkelheit jagender 
und wandernder Arten außerhalb der Betriebszeiten unterbleiben. Bei Außenbeleuchtun-
gen sollten die Lichtkegel auf den zu beleuchtenden Bereich gebündelt und gegen Abstrah-
lung nach oben abgeschirmt werden. Optimal sind Lampen mit Bewegungsmeldern. 
Zum Schutz von nachtaktiven Insekten und jagenden Fledermäusen sollten Lampen mit 
entsprechendem warm-weißem oder gelbem Lichtspektrum eingesetzt werden (z.B. LEDs 
mit einer Farbtemperatur von 3.000-4.000 Kelvin, Natriumdampf-Hochdrucklampen. 

 
 
Rodungszeitraum 
Rodungen werden nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG in der Zeit von 1. Oktober bis 1. März 
durchgeführt. 
Zuvor werden die Bäume, incl. Nistkästen, auf das Vorhandensein dauerhafter, geschützter 
Quartiere im Sinne des § 44 Abs. 1 BNatSchG wie quartiergeeignete Höhlen, Horste usw. 
hin untersucht. 
Sollten Baumhöhlen in den zu rodenden Gehölzen vorhanden sein (im Januar 2023 keine 
Vorkommen festgestellt), wird für diesen Verlust Ersatz geschaffen, ebenso für  angebrach-
te Nistkästen an Bäumen.  
Dazu werden Nistkästen sowie Fledermauskästen auf stadteigenen Flächen an Bäumen 
und an Grundstücken im Verhältnis 1 : 1 angebracht. 
 
 
Pflanzung von Gehölzen 
Für die Pflanzung von Gehölzen ist die DIN 18916 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau 
– Pflanzen und Pflanzarbeiten“ zu beachten. 
Anpflanzungen sind fachgerecht durchzuführen und bei Bedarf durch geeignete Maßnah-
men gegen Wildverbiss zu schützen. 
Bäume sind durch Erziehungs-, Unterhaltungs- und Regenerationsschnitt zu pflegen. Ab-
gängige Bäume sind zu ersetzen. 
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Pflanzenschutz 
Bei Bedarf sind Biologischen Pflanzenschutzmittel gegenüber Pestiziden zu bevorzugen. 
Das Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz - PflSchG) ist zu beach-
ten, insbesondere § 13 (1) wonach Pflanzenschutzmittel nicht angewendet werden dürfen, 
soweit der Anwender damit rechnen muss, dass ihre Anwendung im Einzelfall 
 
• schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch oder Tier oder auf das  
  Grundwasser oder 
 
• sonstige erhebliche schädliche Auswirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt hat. 
 

 
 

 
Stadtverwaltung Mayen, den...................     .......................................................................... 

                            (Dirk Meid) Oberbürgermeister 
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Anhang 
 
Pflanzenliste I - Laubbäume 
 
Großkronige Bäume 
Acer pseudoplatanus - Bergahorn  
Acer platanoides - Spitzahorn  
Fagus sylvatica - Rotbuche 
Fraxinus excelsior - Esche  
Tilia cordata - Winterlinde 
Quercus petraea - Traubeneiche  
Quercus robur - Stieleiche  
 
Klein- bis mittelkronige Bäume 
Acer campestre - Feldahorn  
Carpinus betulus - Hainbuche  
Malus sylvestris - Holzapfel 
Prunus avium - Vogelkirsche  
Prunus padus - Traubenkirsche 
Pyrus communis - Holzbirne 
Salix caprea - Salweide 
Sorbus aucuparia - Eberesche  
Sorbus aria - Mehlbeere 
  
 
Pflanzenliste II – Sträucher    
 
Acer campestre - Feldahorn   
Carpinus betulus – Hainbuche 
Cornus sanguinea – Hartriegel    
Cornus mas – Kornelkirsche    
Corylus avellana – Haselnuß    
Crataegus monogyna – Weißdorn 
Euonymus europaea – Pfaffenhütchen   
Ligustrum vulgare - Liguster  
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche  
Prunus spinosa - Schlehe 
Rhamnus catharica - Kreuzdorn 
Rhamnus frangula - Faulbaum 
Rosa canina - Hundsrose 
Rosa pimpinellifolia - Bibernellrose 
Sambucus nigra - Schwarzer Holunder  
Sambucus racemosa - Traubenholunder 
Salix caprea - Salweide 
Viburnum lantana - Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus – Wasserschneeball 
 
 
 
 
 

 




